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Medienmitteilung des Bundesgerichts

Urteil vom 29. Juni 2017 (5A_346/2016)

Gemeinsame elterliche Sorge: Antrag der Eltern auf Alleinzuteilung
bleibt möglich

Der Richter kann auf einen entsprechenden Antrag der Eltern die elterliche Sorge
auch nur einem Elternteil zuteilen, wenn dies mit dem Wohl des Kindes vereinbar ist.
Eine Alleinzuteilung auf Antrag der Eltern gefährdet das Kindeswohl als solche nicht
und ist mit dem neuen Recht, das als Grundsatz die gemeinsame elterliche Sorge
vorsieht, nicht per se unvereinbar.

Auf  den  1.  Juli  2014  wurde  im Zivilgesetzbuch  (ZGB)  als  allgemeiner  Grundsatz  die
gemeinsame elterliche Sorge eingeführt. Ein Elternpaar hatte rund ein Jahr vor Inkraft -
treten dieser Neuregelung im Hinblick auf seine Scheidung beim Zivilkreisgericht Basel-
Landschaft Ost den Antrag gestellt, die elterliche Sorge für das gemeinsame Kind allein
der Mutter zuzuteilen. Das Kreisgericht entsprach dem Antrag 2015 und schied die Ehe.
Das  Kantonsgericht  bestätigte  dieses  Urteil  2016  auf  Beschwerde  des  Vaters,  der
nunmehr  die  Zuteilung der  elterlichen Sorge an beide Elternteile  gefordert  hatte.  Der
Vater  gelangte  ans  Bundesgericht  und  machte  unter  anderem  geltend,  dass  die
Zuteilung  der  gemeinsamen  elterlichen  Sorge  nach  neuem  Recht  grundsätzlich
zwingendes Recht sei. Als Pflichtrecht entziehe sich die elterliche Sorge der Disposition
der Eltern. Eine Alleinzuteilung durch den Richter sei nur in den engen Schranken des
Gesetzes möglich, namentlich wenn dafür wichtige Gründe vorliegen würden.
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Das Bundesgericht  weist  die Beschwerde des Vaters an seiner  öffentlichen Beratung
vom Donnerstag ab.  Ein gemeinsamer Antrag der Eltern auf Zuteilung der elterlichen
Sorge an nur einen Elternteil ist mit dem neuen Recht nicht grundsätzlich unvereinbar.
Zwar ist das Gericht an einen entsprechenden Antrag der Eltern nicht gebunden. Viel -
mehr muss es von Amtes wegen prüfen, ob der gemeinsame Antrag auf Alleinzuteilung
auch mit dem Kindeswohl vereinbar ist. Wohl geht der Gesetzgeber davon aus, dass die
gemeinsame elterliche  Sorge in  der  Regel  dem Kindeswohl  entspricht.  Das bedeutet
allerdings nicht, dass die freiwillige Aufhebung des gemeinsamen Sorgerechts und die
Alleinzuteilung das Kindeswohl  per se gefährden würde.  Aus dem Entscheid der Vor-
instanz geht nicht hervor, dass der Beschwerdeführer behauptet hätte, die ursprünglich
gemeinsam beantragte Alleinzuteilung der elterlichen Sorge würde das Wohl des Kindes
gefährden. Es gibt auch keine Anzeichen dafür, dass das Kindeswohl mit der getroffe -
nen Lösung gefährdet sein könnte. Die Beschwerde ist deshalb abzuweisen.

Kontakt: Peter Josi, Medienbeauftragter
Tel. +41 (0)21 318 91 53; Fax +41 (0)21 323 37 00
E-Mail: presse@bger.ch

Hinweis: Die Medienmitteilung dient zur Information der Öffentlichkeit und der Medien. Die 
verwendeten Formulierungen können vom Wortlaut des Urteils abweichen; für die Recht-
sprechung ist einzig das schriftliche Urteil massgebend. 

Das Urteil wird nach Vorliegen der schriftlichen Begründung auf www.bger.ch   veröffentlicht 
(Datum noch nicht bekannt) : Rechtsprechung > Rechtsprechung (gratis) > Weitere Urteile ab 
2000 > 5A_346/2016 eingeben.
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